
 
 
GZ Präs. 10539/2003 - 8      Graz, 5.7.2005 
Auflassung des Stadtmuseums     Mag. Fasch 
Antrag gem § 45 Abs 2 Z 2 des     Berichterstatter/in: 
Statutes der Landeshauptstadt Graz 1967, 
LGBl Nr 130/1967 idF LGBl Nr 32/2005      
 
         ........................................ 
 
 
 

B e r i c h t 
an den 

G e m e i n d e r a t 
 
 
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 15.9.1994 wurde das Stadtmuseum mit 
Wirkung vom 1.1.1995 als wirtschaftlich Unternehmung der Stadt Graz gemäß § 85 
(Eigenbetrieb) eingerichtet. 
Am 20.1.2005 hat der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz die 
Neupositionierung des Stadtmuseums beschlossen und den Grundsatzbeschluss zur 
Errichtung der Stadtmuseum Graz GmbH gefasst. 
Mit Gemeinderatsbeschluss vom 14.4.2005 wurde der Vertrag über die Errichtung 
einer GmbH unter der Firma „Stadtmuseum Graz GmbH“ genehmigt. 
Mit der Gründung der Gesellschaft werden die Agenden des derzeit bestehenden 
Eigenbetriebes von der Stadtmuseum Graz GmbH übernommen.  
 
Vom Personalamt ist die Zuweisung des gesamten Personals des Stadtmuseums zur 
Stadtmuseum Graz GmbH zur Beschlussfassung im Stadtsenat vorzubereiten. 
 
 
Es wird daher der 

A n t r a g 
 
gestellt, der Gemeinderat möge die Auflassung des Eigenbetriebes Stadtmuseum mit 
Übernahme der Aktivitäten (Eintragung im Firmenbuch) durch die neu gegründete  
Stadtmuseum Graz GmbH beschließen. 
 
 
Die Bearbeiterin:       Die Abteilungsvorständin: 
            
   
 
                                            Der Bürgermeister: 

Gesehen! 
Der Magistratsdirektor: 

 
 
 



 2

 
Vorberaten und angenommen in der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses für 

Personal, Verfassung, Organisation, EDV, europäische Integration und 

Menschenrechte und des Verwaltungsausschusses für das Stadtmuseum  

am ................................ 

 
 
Der Vorsitzende des Ausschusses                                 Die Vorsitzende des 
für Personal, Verfassung, Organisation,                  Verwaltungsausschusses für das 
EDV, europäische Integration und                                       Stadtmuseum: 
Menschenrechte:         
 
 
 
 
 
Die Schriftführerin:      
 
 
 
 
 
Der Dienststellenausschuss/Zentralausschuss hat gemäß § 10 / § 14 

Personalvertretungsgesetz am..........................seine Zustimmung erteilt/beratend mitgewirkt. 

 


